
Synoptische Darstellung der Satzungsänderungen

Grundlage der Darstellung ist die aktuell geltende Satzung der Energiegenossenschaft Oberland eG.

1. § 13 Abs. 1 lit. d) – Anhebung der Betragsgrenze

Aktuelle Satzungsfassung Vorgeschlagene Neufassung

§ 13 Abs. 1 lit. d)

„die Abgabe von rechtserheblichen
Erklärungen von besonderer Bedeutung,
insbesondere von solchen Verträgen, durch
welche wiederkehrende Verpflichtungen in
erheblichem Umfang für die
Genossenschaft begründet werden, sowie
über die Anschaffung, Verfügung und
Veräußerung von beweglichen Sachen im
Wert von mehr als 10.000,00 Euro,“

§ 13 Abs. 1 lit. d)

„die Abgabe von rechtserheblichen
Erklärungen von besonderer Bedeutung,
insbesondere von solchen Verträgen, durch
welche wiederkehrende Verpflichtungen in
erheblichem Umfang für die
Genossenschaft begründet werden, sowie
über die Anschaffung, Verfügung und
Veräußerung von beweglichen Sachen im
Wert von mehr als 50.000,00 Euro,“

2. § 14 – Ergänzung eines neuen Absatzes 6

Aktuelle Satzungsfassung Vorgeschlagene Neufassung

§ 14 Zusammensetzung und Wahl des
Aufsichtsrats

Derzeit endet die Vorschrift mit Absatz 5:

„(5) Aus dem Vorstand ausgeschiedene
Mitglieder können nicht in den Aufsichtsrat
gewählt werden.“

Ergänzung eines neuen § 14 Abs. 6:

„(6) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte seiner
gewählten Mitglieder, darunter der
Vorsitzende oder sein Stellvertreter, an der
Sitzung teilnehmen.

Ein Mitglied ist von der Beratung und
Abstimmung ausgeschlossen, wenn ein
Interessenkonflikt besteht; es zählt in
diesem Fall nicht zur Berechnung der
Beschlussfähigkeit.

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst,
soweit Gesetz oder Satzung keine
qualifizierte Mehrheit vorschreiben. Bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
abgelehnt.

Umlaufbeschlüsse sind zulässig, wenn der
Vorsitzende oder sein Stellvertreter eine
solche Beschlussfassung veranlasst und
alle Aufsichtsratsmitglieder dem Verfahren
zustimmen; sie bedürfen der Textform.

Dies gilt entsprechend für Beschlüsse im
Wege elektronischer Kommunikation, sofern
die Mitglieder zumindest in Textform ihre
Teilnahme erklären.“



Kurzbegründung der Änderungen

Zu § 13 Abs. 1 lit. d)
Die Anhebung der Wertgrenze von 10.000 ¤ auf 50.000 ¤ dient der operativen Handlungsfähigkeit des
Vorstands und einer Anpassung an das inzwischen gestiegene Projekt- und Investitionsvolumen der
Genossenschaft.

Zu § 14 Abs. 6
Die Ergänzung schafft erstmals ausdrückliche Regelungen zur Beschlussfähigkeit des Aufsichtsrats, zur
Behandlung von Interessenkonflikten, zur Mehrheitsbildung, zur Zulässigkeit von Umlaufbeschlüssen
sowie zur elektronischen Beschlussfassung. Dadurch werden interne Entscheidungsprozesse klarer,
moderner und rechtssicher ausgestaltet.


